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I. Amtlicher Teil

Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zum Ablegen des Abiturs für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

Vom 4. Februar 2015

Aufgrund der §§ 33 und 69 Nummer 3 und 6 des Schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2010 (GVOBl. M-V 
S. 462; 2011 S. 859, 2012 S. 524), das zuletzt durch das Gesetz vom 12. Dezember 2014 (GVOBl. M-V S. 644) geändert worden ist, verord-
net das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Artikel 1

Die Verordnung zum Ablegen des Abiturs für Nichtschülerinnen 
und Nichtschüler vom 20. Januar 2013 (Mittl.bl. BM M-V S. 9) 
wird wie folgt geändert: 

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

		�  „(4) Auf der Grundlage der Kostenverordnung Bildungs-
ministerium werden durch die örtlich zuständige untere 
Schulbehörde für die Durchführung der Prüfungen Ge-
bühren erhoben.“

	 b)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

2.	� In § 2 Absatz 3 werden die Wörter „vom 4. Juli 2005 (GVOBl. 
M-V S. 360, 551, 584) in der jeweils geltenden Fassung“ ge-
strichen. 

3.	 § 3 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

		  „4.	 Biologie oder Chemie oder Physik.“. 

	 b)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

		�  „(4) Die mündlichen Prüfungsfächer sind aus Deutsch, 
den Fremdsprachen, Musik, Kunst und Gestaltung, Geo-
grafie, Philosophie, Sozialkunde, Wirtschaft, Biologie, 
Chemie, Physik, Informatik und Evangelische oder Ka-
tholische Religion so zu wählen, dass unter Berücksichti-
gung von Absatz 3 Deutsch und zwei Fremdsprachen Prü-
fungsfächer sind.“

4.	 § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

		  „2.	� in mindestens zwei Prüfungsfächern der schriftlich zu 
prüfenden Fächer, darunter einem Fach mit erhöhtem 
Anforderungsniveau, jeweils 5 Punkte in einfacher 
Wertung,“

	 b)	 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

		  „4.	� in den vier Fächern der mündlichen Prüfung in min-
destens zwei Fächern jeweils mindestens 5 Punkte 
und insgesamt mindestens 80 Punkte erreicht wur-
den.“

5.	 § 6 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

		  aa) 	 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

			   „3.	� Dabei müssen in mindestens vier Fächern, dar-
unter einem Fach mit erhöhtem Anforderungsni-
veau, jeweils mindestens 5 Punkte in einfacher 
Wertung erreicht worden sein. Kein Fach darf 
mit 0 Punkten bewertet sein.“

		  bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

			��   „§ 35 der Abiturprüfungsverordnung gilt entspre-
chend.“

	 b)	� In Absatz 2 werden die Wörter „von mindestens 35 und 
höchstens 105 Punkten“ gestrichen. 

	 c)	 Absatz 3 wird aufgehoben.

6. 	 § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

	 a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

		�  „Prüflinge, die die Abiturprüfung nicht bestanden haben, 
erhalten eine Bescheinigung über das Nichtbestehen.“

	 b)	 Folgender Satz 3 wird angefügt: 

		�  „Wenn Prüflinge die Voraussetzungen gemäß § 6 erfüllen, 
erhalten sie auf Antrag eine Bescheinigung über die Zuer-
kennung des schulischen Teils der Fachhochschulreife.“

7.	� In § 10 Absatz 2 werden die Wörter „, mit Ausnahme des § 3 
Absatz 3 Satz 4, der längstens bis zum 31. Juli 2013 fortgilt“ 
gestrichen.
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8. 	 Die Fußnote zu Anlage 1 wird wie folgt gefasst:

	� „1)	� Weist das Endergebnis bei einer Prüfung gemäß § 4 Ab-
satz 1 Nummer 3 einen Wert von n,5 aus, so wird auf eine 
ganzzahlige Punktzahl aufgerundet.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 4. Februar 2015

Der Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

In Vertretung 
Sebastian Schröder

Mittl.bl. BM M-V 2015 S. 10 
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Artikel 1

Die Fachschulverordnung Sozialwesen vom 11. Dezember 2012 
(Mittl.bl. BM M-V S. 1043) wird wie folgt geändert:

1. 	 § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Satz 2 wird das Wort „Rahmenstundentafel“ durch das 
Wort „Stundentafeln“ und die Angabe „Anlage 1“ durch 
die Angabe „Anlagen 1a und 1b“ ersetzt.

	 b)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

		�  „Die Rahmenpläne werden vom Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur gesondert erlassen.“

2. 	 § 7 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	� „(2) Zur Erlangung der Fachhochschulreife ist der erforderli-
che Zusatzunterricht enthalten in den Fächern Deutsch, Eng-
lisch, Sozialkunde und Mathematik sowie in den Modulen des 
fachrichtungsbezogenen Lernbereiches 

	 1.	� für den Bildungsgang gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 1 das 
Modul 4 „Gestaltung von Bildungs- und Erziehungspro-
zessen“ und 

	 2.	� für den Bildungsgang gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 2 das 
Modul 5 „Medizinische Grundlagen für die Gestaltung 
pflegerischer, therapeutischer und gesundheitsfördernder 
Prozesse“. 

	� Der Unterricht richtet sich nach den Standards der Vereinba-
rung über den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen 
Bildungsgängen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
5. Juni 1998 in der jeweils geltenden Fassung).“

3.	 § 32 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

		  „Alle Fächer und Module sind Prüfungsbereiche.“ 

	 b)	 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

		�  „Die mündliche Prüfung besteht mindestens aus einer 
Komplexprüfung. In einer Komplexprüfung werden In-
halte aus zwei Modulen des fachrichtungsbezogenen 

Lernbereiches geprüft. Die mündliche Prüfung ist bestan-
den, wenn die Noten der geprüften Module mindestens 
„ausreichend“ lauten. Im Zeugnis gemäß Anlage 6 sind 
die Noten der geprüften Module anzugeben. Die Nicht-
schülerinnen und Nichtschüler haben das Recht auf Zu-
wahl einer weiteren mündlichen Prüfung.“ 

	 c)	 Absatz 7 wird aufgehoben.

	 d)	 �Die bisherigen Absätze 8 und 9 werden die Absätze 7 und 8.

4.	 § 33 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „6“ durch die Zahl „7“ 
ersetzt.

	 b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

		�  „Eine Wiederholungsprüfung gemäß § 29 Absatz 1 muss 
im Zeitraum von zwei Jahren nach Zulassung zum ersten 
Prüfungsverfahren abgeschlossen sein.“

	 c)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

		�  „Nichtschülerinnen und Nichtschüler, die die Prüfung er-
folgreich bestanden haben, erhalten ein Zeugnis gemäß 
Anlage 6. Alle Zeugnisse und Bescheinigungen erhalten 
das Datum der letzten Prüfung, die die Nichtschülerin und 
der Nichtschüler jeweils abgelegt haben oder aus eigenem 
Verschulden versäumten. Dieses Datum ist als Zeugnisda-
tum in die Prüfungsliste der Schule aufzunehmen.“

5. 	 In § 38 wird die Zahl „6“ durch die Zahl „7“ ersetzt.

6.	 Die Anlagen werden wie folgt geändert: 

	 a)	� Die Anlage 1 wird durch die beigefügten Anlagen 1a und 
1b ersetzt.

	 b)	 Beigefügte Anlage 6 wird eingefügt.

	 c)	 Die bisherige Anlage 6 wird Anlage 7.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 2014 in 
Kraft.

Erste Verordnung zur Änderung 
der Fachschulverordnung Sozialwesen

Vom 4. Februar 2015

Aufgrund der §§ 9 Absatz 1, 30, 33 und 69 Nummer 6 des Schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2010 
(GVOBl. M-V S. 462; 2011 S. 859; 2012 S. 524, 555), das zuletzt durch das Gesetz vom 12. Dezember 2014 (GVOBl. M-V S. 644) 
geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern:

Schwerin, den 4. Februar 2015
Der Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

In Vertretung 
Sebastian Schröder

Mittl.bl. BM M-V 2015 S. 12
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Anlage 1a 
 
Schulart       Fachschule 
Fachbereich       Sozialwesen 
Fachrichtung       Staatlich anerkannte Erzieherin/ 

Staatlich anerkannter Erzieher 
        
 1. Jahr 2. Jahr gesamt 
 Wochen Wochen Wochen 

Unterricht (36 Unterrichtsstunden je Woche) 20 24 44 
Projektwochen (36 Unterrichtsstunden je Woche)   8   4   12 
Praktische Ausbildung (40 Zeitstunden je Woche) 12 12 24 
 Stunden Stunden Stunden 

Fachrichtungsübergreifender Lernbereich   160 192 352 
Sprachlicher Bereich 
Deutsch/ Englisch 

 
40/40 

 
48/48 

 
88/88 

Mathematisch-naturwissenschaftlicher Bereich 
(Mathematik/Naturwissenschaft) 

 
40 

 
48 

 
88 

Gesellschaftswissenschaften, Geisteswissenschaften 
Sozialkunde/ Religion oder Philosophie 

 
20/20 

 
24/24 

 
44/44 

 
 

Stunden 
  

Stunden Stunden 

Fachrichtungsbezogener Lernbereich 848 816        1.664 
1. Entwicklung beruflicher Identität und 

professioneller Perspektiven 40  96      136 

2. Entwicklung, Bildung und Erziehung von Kindern 
und Jugendlichen 120  144   264 

3. Gestaltung von Beziehungen und 
Gruppenprozessen 40  96      136 

4. Gestaltung von Bildungs- und 
Erziehungsprozessen 280  288      568 

5. Institutionelle und gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen 40 24    64 

6. Gestaltung von Vernetzungen und Kooperationen 40  
 24  64 

7./8./9. Projektmodule 288 144   432 
Unterricht insgesamt 1.008 1.008 2.016 
Teilungsstunden   280 
 
Praktische Ausbildung 
  

 
480 

 
480 

 
960 
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Anlage 1b 
 
Schulart       Fachschule 
Fachbereich       Sozialwesen 
Fachrichtung       Staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerin/ 

Staatlich anerkannter Heilerziehungspfleger 
        
 1. Jahr 2. Jahr gesamt 
 Wochen Wochen Wochen 

Unterricht (36 Unterrichtsstunden je Woche) 20 24 44 
Projektwochen (36 Unterrichtsstunden je Woche)   8   4   12 
Praktische Ausbildung (40 Zeitstunden je Woche) 12 12 24 
 Stunden Stunden Stunden 

Fachrichtungsübergreifender Lernbereich   192 192 384 
Sprachlicher Bereich 
Deutsch/ Englisch 

 
48/48 

 
48/48 

 
96/96 

Mathematik 
 

48 
 

48 
 

96 
 

Gesellschaftswissenschaften, Geisteswissenschaften 
Sozialkunde/ Religion oder Philosophie 

 
24/24 

 
24/24 

 
48/48 

 
 
Stunden 
  

Stunden Stunden 

Fachrichtungsbezogener Lernbereich 816 816        1.632 
1. Entwicklung beruflicher Identität und 

professioneller Perspektiven  24 48 72 

2. Entwicklung, Bildung, Erziehung, Förderung und 
Begleitung von Menschen mit Beeinträchtigungen  192 192  384 

3. Gestaltung von Beziehungen und 
Gruppenprozessen 48 48     96 

4. Förderung in spezifischen Bildungs- und 
Erziehungsbereichen  168 168     336 

5. Medizinische Grundlagen für die Gestaltung 
pflegerischer, therapeutischer und 
gesundheitsfördernder Prozesse 

96 96   192 

6. Gestaltung lebensalters- und 
entwicklungsbezogener Pflegeprozesse 96 96 192 

7. Institutionelle und gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen 48 24 72 

8./9. Projektmodule 144 144   288 
Unterricht insgesamt  1.008 1.008 2.016 
Teilungsstunden   280 
 
Praktische Ausbildung   
  

 
480 

 
480 

 
960 
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Anlage 6 
(zu § 33 Absatz 4) 

 
 
.............................................................. 
(Name und Ort der Beruflichen Schule) 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zeugnis  
der 

Fachschule für Sozialwesen 
 
 

Nichtschülerprüfung  
 

[Bildungsgang gemäß § 1 Absatz 1] 
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[Herr/Frau] 
 
.................................................................................................................................... 
(Vorname und Name) 
 
 
geboren am ............................... in ......................................................  
 
 
hat im Schuljahr …………/………. als Nichtschülerin/Nichtschüler an der 
Abschlussprüfung teilgenommen und diese bestanden  
und ist berechtigt, die Berufsbezeichnung 
 
 

[Berufsbezeichnung gemäß § 2 Absatz 3] 
 
 
zu führen. 
 
[Name] erhält aufgrund der Leistungen folgende Noten: 
 
[Lernbereiche mit Fächern oder Modulen sind entsprechend der 
geprüften Fächer und Module einzusetzen] 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Ort, Datum) 
 
 
 
 
.........................................            Siegel               ……........................................................................ 
(Schulleiter/Schulleiterin)                                     (Vorsitzender/Vorsitzende des Prüfungsausschusses) 
 
 
 
 
Notenstufen 
sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6)  
 
Dem Zeugnis liegen zugrunde: 
Fachschulverordnung Sozialwesen  
Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der KMK vom 7. November 2002 in der jeweils 
geltenden Fassung) 
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Artikel 1

Die Schulqualitätsverordnung vom 10. August 2009 (Mittl.bl. BM 
M-V Sondernummer 3 S. 2), die durch die Verordnung vom 1. De-
zember 2014 (Mittl.bl. BM M-V S. 436) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. 	 Dem § 4 werden folgende Absätze 5 und 6 angefügt: 

	� „(5) Das Institut für Qualitätsentwicklung Mecklenburg-Vor-
pommern erhebt, speichert, verändert, anonymisiert und pseu-
donymisiert empirische Daten für die Qualitätsentwicklung 
von Schulen. Es übermittelt diese den Schulen und den Schul-
behörden.

	� (6) Evaluationsergebnisse werden von den Schulen, den zu-
ständigen Schulbehörden und dem Institut für Qualitätsent-
wicklung Mecklenburg-Vorpommern für die Qualitätsent-
wicklung von Schulen und die Aufgaben der Schulaufsicht 
verwendet.“

2. 	 § 11 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

	� „(5) Ergebnisse interner und externer Evaluation werden im 
Institut für Qualitätsentwicklung Mecklenburg-Vorpommern 
unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlichen Regelun-
gen zentral erhoben, gespeichert verändert, anonymisiert und 
gegebenenfalls pseudonymisiert und für Auswertungen heran-
gezogen. Das Institut für Qualitätsentwicklung Mecklenburg-
Vorpommern übermittelt die Ergebnisse den Schulbehörden. 
Die Verwendung der bei der Evaluation gewonnenen Daten 
darf nur zum Zweck der Sicherung und Verbesserung der Qua-
lität von Unterricht und Erziehung erfolgen. Eine Verarbei-
tung und Nutzung der Daten zu anderen Zwecken ist unzuläs-
sig.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 4. Februar 2015

Der Minister für Bildung,
Wissenschaft und Kultur

In Vertretung
Sebastian Schröder

Mittl.bl. BM M-V 2015 S. 17

Zweite Verordnung zur Änderung der Schulqualitätsverordnung

Vom 4. Februar 2015

Aufgrund des § 39a Absatz 6 des Schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2010 (GVOBl. M-V S. 462; 
2011 S. 859; 2012 S. 524), das zuletzt durch das Gesetz vom 12. Dezember 2014 (GVOBl. M-V S. 644) geändert worden ist, verordnet 
das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur:
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1	 Geltungsbereich 

	� Diese Verwaltungsvorschrift gilt für alle Schulen in öf-
fentlicher Trägerschaft in Mecklenburg-Vorpommern. Sie 
trägt empfehlenden Charakter für Schulen in freier Trä-
gerschaft. 

2	� Unfallverhütung, Sicherheitserziehung und Unfallver-
sicherung 

2.1	� Unfallverhütung und Sicherheitserziehung sind allgemei-
ne und ganzheitliche Aufgaben der Schule. Die Schule hat 
mit geeigneten Mitteln Unfälle von Beschäftigten, Schü-
lerinnen und Schülern zu verhüten und für eine wirksame 
Erste Hilfe zu sorgen. 

2.2	� Unfallverhütung und Sicherheitserziehung sind wichtige 
pädagogische Aufgaben der Schule. In allen Unterrichts-
fächern bieten sich Möglichkeiten, das Sicherheitsbe-
wusstsein der Schülerinnen und Schüler zu wecken und zu 
fördern. Insbesondere gilt dieses für das naturwissen-
schaftliche Aufgabenfeld, den Sport, für Arbeit-Wirt-
schaft-Technik und Informatik, den Sachunterricht sowie 
für Themen der Verkehrserziehung in allen Schularten und 
Jahrgangsstufen. 

2.3	� In die Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen 
zur Förderung des Sicherheitsbewusstseins und zur Un-
fallverhütung an der Schule sind die Vertretungen der Er-
ziehungsberechtigten und der Schülerinnen und Schüler 
in geeigneter Weise einzubeziehen. 

2.4	� Die Beschäftigten, Schülerinnen und Schüler unterliegen 
dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung nach 
dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch. 

2.5	� Zuständiger Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
ist die Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern. 

2.6	� Im Zusammenhang mit dem Arbeits- und Gesundheits-
schutz sind die staatlichen Arbeitsschutzvorschriften 
sowie die Vorschriften der Unfallkasse Mecklenburg-Vor-
pommern anzuwenden. 

2.7	� Aufgabe der Schulleiterin oder des Schulleiters ist es, Vor-
kehrungen zur Unfallverhütung im Schulbetrieb und der 
Schulorganisation (innerer Schulbereich) zu treffen; sie 
oder er gilt insoweit als Unternehmer im Sinne des Sieb-
ten Buch Sozialgesetzbuch und als Arbeitgeber im Sinne 
des Arbeitsschutzgesetzes und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen. Aufgaben sind 
insbesondere: 

2.7.1	� Beschäftigte, Schülerinnen und Schüler über Sicherheits-
bestimmungen und Gesundheitsschutz, insbesondere über 

die Gefährdungen und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung 
zu unterweisen und dies zu dokumentieren, 

2.7.2	� die für den sicheren Ablauf des Unterrichtsbetriebes erfor-
derlichen Anordnungen zu treffen, 

2.7.3	� die Einhaltung von Bestimmungen und Anweisungen zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz zu kontrollieren und 
durch die zuständige Fachkraft für Arbeitssicherheit oder 
den Betriebsarzt oder die Betriebsärztin beraten zu las-
sen, 

2.7.4.	� die Durchführung und Dokumentation der Gefährdungs-
beurteilung auf Grund des Arbeitsschutzgesetzes sowie 
deren Aktualisierung in regelmäßigen Zeitabständen, in 
Zusammenarbeit mit dem Schulträger, durchzuführen, 
diese zu dokumentieren und in regelmäßigen Zeitabstän-
den oder bei maßgeblichen Änderungen der Arbeitsumge-
bung fortzuschreiben sowie die in der Gefährdungsbeur-
teilung festgelegten Maßnahmen zum Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz entsprechend den dort vereinbarten Ter-
minen umzusetzen und deren Wirksamkeit zu kontrollie-
ren, 

2.7.5	� Lehrkräfte zur Einbeziehung von Themen zur Sicherheits-
erziehung in den Unterricht anzuhalten, 

2.7.6	� dem Schulträger, der für die Sicherheit der Gebäude, An-
lagen und Einrichtungen als äußerer Schulbereich verant-
wortlich ist, sachliche Mängel unverzüglich anzuzeigen 
und mit dem oder der Sicherheitsbeauftragten für den äu-
ßeren Schulbereich zusammenzuarbeiten, 

2.7.7	� im Zusammenwirken mit dem Schulträger eine wirksame 
Erste Hilfe bei Unfällen sicherzustellen, 

2.7.8	� meldepflichtige Arbeits- und Wegeunfälle der Beschäftig-
ten, Schülerinnen und Schüler mittels Formblatt anzuzei-
gen beziehungsweise bei nicht meldepflichtigen Unfällen 
im Verbandbuch zu dokumentieren und 

2.7.9	� mindestens eine geeignete Lehrkraft als Sicherheitsbeauf-
tragte oder Sicherheitsbeauftragten für den inneren Schul-
bereich schriftlich zu bestellen (Anlage 5) und deren oder 
dessen Fortbildung in regelmäßigen Abständen zu ermög-
lichen. 

2.8	� Die oder der Sicherheitsbeauftragte für den inneren Schul-
bereich gemäß Nummer 2.7.9 unterstützt die Tätigkeit der 
Schulleiterin oder des Schulleiters auf dem Gebiet der Un-
fallverhütung sowie der Sicherheits- und Gesundheitsför-
derung. Die für die Sicherheitsbeauftragte oder den Si-
cherheitsbeauftragten in § 22 Siebtes Buch Sozialgesetz-
buch festgelegten Aufgaben sind beobachtender, beraten-
der und unterstützender Art. 

Unfallverhütung und Sicherheit in Schulen

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur

Vom 26. Januar 2015
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2.9	� Bei der Umsetzung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
muss der Sachverstand von Betriebsärztinnen und Be-
triebsärzten sowie Fachkräften für Arbeitssicherheit in 
regelmäßigen Abständen einbezogen werden. 

3	 Sicherheit im Unterricht 

	� Die Empfehlungen der Kultusministerkonferenz „Richtli-
nien zur Sicherheit im Unterricht – Naturwissenschaften, 
Technik/Arbeitslehre, Hauswirtschaft, Kunst“ Beschluss 
der Kultusministerkonferenz vom 9. September 1994 in 
der Fassung vom 27. Februar 2013 (Anlage 4) werden mit 
der Maßgabe bekannt gemacht, an den Schulen des Lan-
des entsprechend zu verfahren. 

3.1	� Die in den „Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht – Na-
turwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, Hauswirtschaft, 
Kunst“ enthaltenen Regelungen, Anforderungen, Hinwei-
se und Ratschläge sind für die Durchführung eines siche-
ren Unterrichts in den dort aufgeführten Bereichen maß-
geblich. Die „Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht – 
Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, Hauswirt-
schaft, Kunst“ sind jedoch nur Empfehlungen, die von 
inzwischen aktualisierten staatlichen Rechtsnormen, wie 
zum Beispiel der Gefahrstoffverordnung, der Biostoffver-
ordnung und der Strahlenschutzverordnung abweichen 
können. In solchen Fällen sind die staatlichen Rechtsnor-
men verbindlich. 

3.2	 Ergänzende Hinweise 

3.2.1	 Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 

	� Bei allen Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ist die Gefahr-
stoffverordnung in der jeweils gültigen Fassung in Verbin-
dung mit den „Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht – 
Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, Hauswirt-
schaft, Kunst“ zu beachten. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter hat eine geeignete Lehrkraft als Sammlungs-
leiterin oder Sammlungsleiter zu benennen. Diese oder 
dieser hat die Aufgabe, die Schulleitung bei der Umset-
zung der Gefahrstoffverordnung fachlich zu beraten und 
zu unterstützen. 

3.2.2	 Entsorgung von Sonderabfällen 

	� Sonderabfälle sind alle Abfälle, die in der Schule anfallen 
und von der öffentlichen Müllabfuhr ausgeschlossen sind. 
Für die Regelung des Abtransportes von Sonderabfällen 
ist die Schulleiterin oder der Schulleiter verantwortlich. 
Die Liste der Sonderabfälle ist mit dem Schulstempel zu 
versehen und von der Sammlungsleiterin oder dem Samm-
lungsleiter, die oder der für die sachgemäße Verpackung 
zuständig ist, zu unterschreiben. Zusätzlich zum Schul-
stempel ist die telefonische Erreichbarkeit der Samm-
lungsleiterin oder des Sammlungsleiters anzugeben. Die 
Liste der Sonderabfälle ist dem Schulträger mit Bitte, 
deren Entsorgung zu veranlassen, zu übergeben. Eine 
Kopie dieser Liste sowie des Übernahmescheins, als Beleg 
für die ordnungsgemäße Entsorgung, sind zu den Akten zu 
nehmen. 

3.2.3	 Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 

	� Bei allen Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ist 
die Biostoffverordnung in der jeweils gültigen Fassung in 
Verbindung mit den „Richtlinien zur Sicherheit im Unter-
richt – Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, Haus-
wirtschaft, Kunst“ zu beachten. 

3.2.4	 Umgang mit radioaktiven Stoffen 

3.2.4.1	� An Grundschulen sowie an Förderschulen in der Grund-
schulstufe sind der Umgang mit radioaktiven Stoffen 
sowie der Betrieb von Röntgeneinrichtungen und sonsti-
gen Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlen gene-
rell unzulässig. An den übrigen Schulen ist dies bei allen 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Unterricht nur 
unter Beachtung der Strahlenschutzverordnung in der je-
weils gültigen Fassung und der Regelungen in Nummer 8 
des Anhangs der „Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht 
– Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, Hauswirt-
schaft, Kunst“ zugelassen. 

3.2.4.2	 Verantwortlichkeit nach Strahlenschutzrecht 

	� Strahlenschutzverantwortlicher ist, wer eine Genehmigung 
nach Strahlenschutzverordnung benötigt oder wer eine 
Anzeige nach Strahlenschutzverordnung oder Röntgenver-
ordnung zu erstatten hat (§ 117 Absatz 7 Satz 2 in Verbin-
dung mit § 29 Absatz 1 Satz 1 Strahlenschutzverordnung 
in der jeweils gültigen Fassung, § 31 Absatz 1 Strahlen-
schutzverordnung in der jeweils gültigen Fassung, § 13 
Absatz 1 Röntgenverordnung in der jeweils gültigen Fas-
sung). Beim genehmigungs- und anzeigefreien Umgang 
mit radioaktiven Stoffen gibt es keinen Strahlenschutzver-
antwortlichen und es ist keine Strahlenschutzbeauftragte 
oder kein Strahlenschutzbeauftragter zu bestellen. 

	 –	� Strahlenschutzverantwortlicher ist der für die Schule 
zuständige Rechtsträger. Für öffentliche Schulen in 
sonstiger Trägerschaft ist der Strahlenschutzverant-
wortliche der jeweilige Träger (zum Beispiel Landkreis, 
Kommune), vertreten durch das zuständige Organ. 

	 –	� Der Strahlenschutzverantwortliche hat pro Schule 
mindestens eine Lehrkraft schriftlich zur oder zum 
Strahlenschutzbeauftragten nach § 31 Absatz 2 Satz 1 
Strahlenschutzverordnung oder § 13 Absatz 2 Satz 1 
Röntgenverordnung zu bestellen (Anlage 3). Wenn im 
Vertretungsfall keine weitere Strahlenschutzbeauf-
tragte oder kein weiterer Strahlenschutzbeauftragter 
vorhanden ist, ist der anzeige- oder genehmigungsbe-
dürftige Umgang mit radioaktiven Stoffen in Form der 
Verwendung im Unterricht und der Betrieb von anzei-
gebedürftigen Röntgeneinrichtungen einzustellen. 

	 –	� Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist Bevollmäch-
tigte oder Bevollmächtigter für Strahlenschutz (Strah-
lenschutzbevollmächtigte oder Strahlenschutz-bevoll-
mächtigter) und nimmt die Aufgaben der oder des 
Strahlenschutzverantwortlichen wahr. Die oder der 
Strahlenschutzbevollmächtigte wird dadurch nicht 
selbst zur oder zum Strahlenschutzverantwortlichen. 
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3.2.4.3	 Ablieferungspflicht 

	� Radioaktive Stoffe oder Vorrichtungen, die im Unterricht 
nicht weiter verwendet werden und deren Verwendung an 
einer anderen Schule nicht möglich ist, sind an den Liefe-
ranten zurückzugeben oder an die Landessammelstelle für 
radioaktive Abfälle abzugeben (§ 76 Strahlenschutzver-
ordnung). Betreiber der Landessammelstelle(LSS) Meck-
lenburg-Vorpommern ist das Ministerium für Inneres und 
Sport, von dem auf Anfrage die Einzelheiten des Entsor-
gungsverfahrens mitgeteilt werden. 

3.2.4.4	� Maßnahmen bei sicherheitstechnisch bedeutsamen Ereig-
nissen 

	� Bei Unfällen oder sonstigen sicherheitstechnisch bedeut-
samen Ereignissen sind unverzüglich alle notwendigen 
Maßnahmen einzuleiten, damit die Gefahren für Leben, 
Gesundheit und Sachgüter auf ein Mindestmaß beschränkt 
werden. Unfälle, die eine Gefährdung von Personen zur 
Folge haben oder haben können, sind unverzüglich fern-
mündlich dem zuständigen Landesamt für Gesundheit 
und Soziales mitzuteilen. 

4	 Verhalten im Brandfall 

4.1	� Das Verhalten im Brandfall sowie weitere erforderliche 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit und Ge-
sundheit aller Schulbenutzerinnen und Schulbenutzer sind 
auf der Grundlage der Brandschutzordnung der Schule in 
einer Betriebsanweisung festzuschreiben. Grundlage hier-
für bildet die DIN 14096 – Brandschutzordnung – Regeln 
für das Erstellen von Aushängen.

4.2	� Die Betriebsanweisung „Verhalten im Brandfall“ soll 
unter anderem beinhalten: 

	 –	 Art der Alarmanlage und Kennzeichnung, 

	 –	� Hinweise auf die Rufnummern: Feuerwehr, Rettungs-
leitstelle, Ärztinnen und Ärzte, 

	 –	� Grundregeln im Brandfall (Feuer melden, Menschen 
retten, Brand bekämpfen, Verhalten bei drohender Ge-
fahr), 

	 –	� Bekanntgabe des Signals bei Feuer, 

	 –	� Belehrungsinhalte, 

	 –	� Organisation des Verlassens der Unterrichtsräume: 
Vollzähligkeitskontrolle durch die Unterrichtende oder 
den Unterrichtenden; Schließen aber nicht Abschlie-
ßen von Türen und Fenstern; Überkleider, Kopfbede-

ckungen, Schultaschen, Bücher und ähnliches verblei-
ben in den Räumen, wenn ihre Mitnahme zur Gefähr-
dung von Personen oder zur Zeitverzögerung führt, 

	 –	� Hinweise, wie sich die Schulbenutzerinnen und Schul-
benutzer am schnellsten in Sicherheit bringen können 
(die Fluchtwege und die Sammelstelle sind in den 
Flucht- und Rettungsplänen auf aktuellem Stand zu hal-
ten und öffentlich auszuhängen; zweckmäßigerweise in 
den Eingangsbereichen und Treppenhäusern) und  

	 –	� Hinweise darüber, dass die Notausgangstüren und 
Türen im Verlauf von Rettungswegen während des 
Schulbetriebes sich von innen ohne fremde Hilfsmit-
tel jederzeit öffnen lassen, Fluchtwege dürfen nicht 
eingeengt werden und sind stets freizuhalten. 

4.3	� Das schnelle und planmäßige Verlassen des Schulgebäu-
des ist durch regelmäßige Übungen sicherzustellen. Nach 
Beginn eines Schuljahres soll eine erste Übung innerhalb 
der ersten drei Wochen und eine weitere im zweiten Schul-
halbjahr durchgeführt werden. Für die erste Übung ist den 
Schülerinnen und Schülern sowie den Lehrkräften Tag 
und Stunde bekanntzugeben. Weitere Übungen können 
von der Schulleiterin oder dem Schulleiter nach Notwen-
digkeit angeordnet werden. Die durchgeführten Übungen 
sind aktenkundig nachzuweisen. 

4.4	� Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat eine ausreichende 
Anzahl von Beschäftigten durch fachkundige Unterwei-
sung und praktische Übungen im Umgang mit Feuerlösch-
einrichtungen vertraut zu machen und als Brandschutzhel-
ferin oder Brandschutzhelfer zu benennen. Die notwendige 
Anzahl von Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhel-
fern ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung. Ein Anteil 
von fünf Prozent der Beschäftigten ist bei normaler Brand-
gefährdung nach Arbeitsstätten-Richtlinie A2.2 (zum Bei-
spiel Büronutzung) in der Regel ausreichend. 

5	 Anlagen 

	� Die Anlagen 1 bis 5 sind Bestandteil dieser Verwaltungs-
vorschrift. 

6	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

6.1	� Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft und am 31.  Dezember  2019 außer 
Kraft. 

6.2	� Mit dem Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift tritt 
die Verwaltungsvorschrift „Unfallverhütung und Sicher-
heit in Schulen“ vom 13.  Oktober  2010 (Mittl.bl. BM 
M-V S. 681) außer Kraft.

Schwerin, den 26. Januar 2015
Der Minister für Bildung,
Wissenschaft und Kultur

Mathias Brodkorb
Mittl.bl. BM M-V 2015 S. 18
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Anlage 1  
 

Antrag auf Erteilung einer Genehmigung zum Umgang mit radioaktiven 
Strahlenquellen (Schulquellen) nach § 7 Strahlenschutzverordnung 

(zur Vorlage beim zuständigen Dezernat des Landesamtes für  
Gesundheit und Soziales) 

 
Name der Schule:         Datum:  
Straße:  
PLZ, Ort:  
Telefonnummer:  
 
Betr.:  Antrag auf Genehmigung zum Umgang mit radioaktiven Stoffen in 

offener oder umschlossener Form  
 
Bezug: 1. § 7 Strahlenschutzverordnung 

2. Verwaltungsvorschrift über die Unfallverhütung und Sicherheit in Schulen 
 
1.1 Strahlenschutzverantwortlicher  
..................................................................................................................................  
vertreten durch .........................................................................................................  
..................................................................................................................................  
 
1.2 Strahlenschutzbevollmächtigte oder Strahlenschutzbevollmächtigter 
(Schulleiterin oder Schulleiter)  
(Amtsbezeichnung, Vorname, Name): 
..................................................................................................................................  
……………………………………………………………………………………………….  
 
2.1 Strahlenschutzbeauftragte oder Strahlenschutzbeauftragter  
(Amts- oder Dienstbezeichnung, Vorname, Name): 
..................................................................................................................................  
..................................................................................................................................  
 
2.2 Vertreterin oder Vertreter: (falls vorhanden)  
(Amts- oder Dienstbezeichnung, Vorname, Name): 
………………………………………………................................................................  
.................................................................................................................................  
 
3. Beantragt wird: (Zutreffendes bitte ankreuzen)  
3.1 der weitere Umgang mit Schulquellensätzen aus der ehemaligen DDR:  
 
Anzahl Nuklid Aktivität 

(kBq) 
Hersteller/Lieferant 

    
    
    
    
    
 Cs-137* 185 Isocommerz 
    
 Kr-85* 185 Isocommerz 
*Nichtzutreffendes bitte streichen 
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3.2 der Umgang mit sonstigen umschlossenen radioaktiven Stoffen: 
 
Anzahl Nuklid Aktivität (kBq) Hersteller/Lieferant 

    
    
    

 
3.3 der Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen 
 
laufende 
Nummer 

Nuklid Aktivität (kBq) Hersteller/Lieferant 

    
    
    

 
 
4. Angaben zur Lagerung der radioaktiven Stoffe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 ........................................................... ..................................................... 
 Unterschrift der Schulleiterin Unterschrift der oder des  
       oder des Schulleiters  Strahlenschutzbeauftragten 
 
 
 

(Dienstsiegel) 
 
 
 
 
Anlagen:  
 Bestellschreiben der Strahlenschutzbeauftragten oder des Strahlenschutz-

beauftragten 
 Bescheinigung der Fachkunde der Strahlenschutzbeauftragten oder des Strahlen-

schutzbeauftragten 
 Prüfbericht der oder des Sachverständigen (bei Übernahme aus einer anderen 

Einrichtung) 
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Anlage 2 

 
Anzeige des Umgangs mit  

radioaktiven Strahlenquellen (Schulquellen) nach § 117 Absatz 7 
Strahlenschutzverordnung (zur Vorlage beim zuständigen Dezernat des 

Landesamtes für Gesundheit und Soziales) 
 
Name der Schule:   Datum: 
Straße:  
PLZ, Ort: 
Telefonnummer:  
 
Betr.: Anzeige des Umganges mit sonstigen radioaktiven Stoffen im 

Zusammenhang mit dem Unterricht in Schulen 
 
Bezug: 1. §117 Absatz 7 Strahlenschutzverordnung  
 2. Verwaltungsvorschrift über die Unfallverhütung und Sicherheit in Schulen 
 
1.1 Strahlenschutzverantwortlicher 

............................................................................................................................. 
vertreten durch: 
………….............................................................................................................. 
............................................................................................................................. 

 
1.2 Strahlenschutzbevollmächtigte oder Strahlenschutzbevollmächtigter 

(Schulleiterin oder Schulleiter) 
(Amtsbezeichnung, Vorname, Name): 
.…………………………….................................................................................... 
............................................................................................................................. 

 
2.1 Strahlenschutzbeauftragte oder Strahlenschutzbeauftragter 

 (Amts- oder Dienstbezeichnung, Vorname, Name): 
................................................. 

 ............................................................................................................................ 
 
2.2 Vertreterin oder Vertreter: (falls vorhanden) 

(Amts- oder Dienstbezeichnung, Vorname, Name): 
................................................. 
............................................................................................................................ 
 

3. Hiermit zeigen wir den Umgang mit folgenden bauartzugelassenen 
Vorrichtungen an: 

 
3.1 umschlossene radioaktive Stoffe: 
 
Anzahl Nuklid Aktivität (kBq) pro 

Strahlenquelle 
Hersteller/Lieferant 
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3.2 offene radioaktive Stoffe: 
 
Laufende 

Nummer 

Nuklid Aktivität (kBq) Hersteller/Lieferant 

    
    
    
    
    
    

 
 
4. Angaben zur Lagerung der radioaktiven Stoffe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 ........................................................... ..................................................... 
 Unterschrift der Schulleiterin Unterschrift der oder des  
                oder des Schulleiters  Strahlenschutzbeauftragten 
 
 
 

(Dienstsiegel) 
 
 
 
 
 
Anlagen:  
 Bestellschreiben der Strahlenschutzbeauftragten oder des Strahlenschutz-

beauftragten 
 Bescheinigung der Fachkunde der Strahlenschutzbeauftragten oder des Strahlen-

schutzbeauftragten 
 Kopie der Bauartzulassung 
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Anlage 3 

 
Bestellung einer oder eines Strahlenschutzbeauftragten 

 
Anzeigepflichtiger: 
(Stempel) 
 
Name der Schule: 
Straße:  
PLZ, Ort: 
Telefonnummer:  
 
Strahlenschutzbeauftragte oder Strahlenschutzbeauftragter  
 
Name:............................................................................................................................. 
 
Vorname:........................................................................................................................ 
 
Geburtsdatum:................................................................................................................ 
 
Geburtsort....................................................................................................................... 
 
Anschrift:......................................................................................................................... 
(privat) 
 
innerschulischer Entscheidungsbereich: .................................................................. 
 
Sehr geehrte Frau/geehrter Herr…................................................................................ 
 
hiermit werden Sie nach § 31 Absatz 1 der Strahlenschutzverordnung zur/zum 
Strahlenschutzbeauftragten bestellt. 
Ihnen obliegt die Leitung des Umganges und die Beaufsichtigung der in der Anzeige/ 
Genehmigung* vom ............ aufgeführten radioaktiven Stoffe sowie deren sichere 
Lagerung und Verwahrung. 
Dabei haben Sie für die Einhaltung der in § 33 Absatz 2 Strahlenschutzverordnung 
aufgeführten Schutzvorschriften zu sorgen und sind verpflichtet, bei Gefahr für Leben 
oder Gesundheit unverzüglich geeignete Maßnahmen zu treffen.  
Sie sind unter Berücksichtigung Ihres innerschulischen Entscheidungsbereiches 
bezüglich der Einhaltung der Schutzvorschriften weisungsberechtigt und haben der 
oder dem Strahlenschutzverantwortlichen alle Mängel mitzuteilen, die den 
Strahlenschutz beeinträchtigen. 
 
........................................................................................................................................ 
Ort, Datum      Ort, Datum 
……................................................................................................................................ 
(Unterschrift der oder des Strahlen-  (Unterschrift der oder des Strahlen- 
schutzverantwortlichen)      schutzbeauftragten) 
 
Verteiler: Original an die oder den Strahlenschutzbeauftragten 
  Kopie zu den Akten der oder des Strahlenschutzverantwortlichen 
  Kopie an das Landesamt für Gesundheit und Soziales 
 
*Nichtzutreffendes bitte streichen.
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Anlage 4 

 
 
 
Die Empfehlung der Kultusministerkonferenz "Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht" 
vom 9. September 1994 in der Fassung vom 27. Februar 2013 
(http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1994/1994_09_09-
Sicherheit-im-Unterricht.pdf ) ist für Mecklenburg-Vorpommern wirksam.  
 
Das Dokument kann auch über den Bildungsserver unter www.bildung-mv.de oder 
unter http://www.regierung-
mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/bm/Rechtsvorschriften/inde
x.jsp abgerufen werden.  
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Anlage 5 
 

Bestellung 
zur oder zum Sicherheitsbeauftragten (innerer Schulbereich) 

(§ 22 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch, § 20 der Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ – DGUV Vorschrift 1 ) 

 
 
Frau/Herr………………………………………………………………………………………. 
wird für die Schule  
………………………………………………………………………………………………….. 
……………………………………………………………………………………… 
………………………………………………………………………………………………….. 
(Name und Anschrift der Schule) 
 
zur/zum Sicherheitsbeauftragten ernannt. 
 
Zu den Aufgaben der/des Sicherheitsbeauftragten gehört es, insbesondere: 
 

– den Schuleiter oder die Schulleiterin oder dessen oder deren Vertretung bei 
der Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu unter-
stützen, 

– sich vom Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung der 
vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und persönlicher Schutzausrüstungen 
zu überzeugen, 

– auf Unfall- und Gesundheitsgefahren für die Versicherten aufmerksam zu 
machen. 

 
Die oder der Sicherheitsbeauftragte darf wegen der Erfüllung der ihr oder ihm 
übertragenen Aufgaben nicht benachteiligt werden. 
 
……………………………………….           .……………………………………………. 
Ort, Datum                                                 Ort, Datum 
 
……………………………………….           …………………………………………….. 
(Unterschrift des Schulleiters     (Unterschrift der oder des           
oder der Schulleiterin)                Sicherheitsbeauftragten) 
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II. Nichtamtlicher Teil
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inklusive 7 % Mehrwertsteuer) zuzüglich Versandkosten
Einzelbezug:
Einzelne Ausgaben je angefangene 16 Seiten 0,90 Euro 
zuzüglich Versandkosten. Lieferung gegen Rechnung.
Preis dieser Ausgabe: 1,80 Euro
Produktionsbüro TINUS

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
 Mecklenburg-Vorpommern
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